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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 405/05 B 

 

 

 
.................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen, 
Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Februar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   K r u s c h i n s k y 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 30. August 2005 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist unzulässig, weil die aus § 160a 

Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zu entnehmenden Begründungsanforderungen 

nicht erfüllt sind. 

 

Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist die Revision 

nur zuzulassen, wenn eine vom Beschwerdeführer aufgeworfene Rechtsfrage 

klärungsbedürftig, in dem anhängigen Rechtsstreit klärungsfähig sowie über den Einzelfall 

hinaus von Bedeutung ist. Der Kläger hat keine zu klärende Rechtsfrage genannt, sodass der in 

der Beschwerdeschrift angesprochene Zulassungsgrund schon im Ansatz nicht dargelegt ist. 

 

Mit dem Vorbringen, das Landessozialgericht habe ein beantragtes technisches Gutachten 

nicht eingeholt, soll offenbar ein Verstoß gegen den Amtsermittlungsgrundsatz (§ 103 SGG) als 

Verfahrensmangel gerügt werden. Ein solcher Mangel kann nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nur 

dann zur Zulassung der Revision führen, wenn das Berufungsgericht einem Beweisantrag ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein Beweisantrag wird jedoch in der Beschwerdebe-

gründung nicht bezeichnet. 

 

Da Zulassungsgründe nicht ausreichend vorgetragen sind, war die Beschwerde durch Be-

schluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 

iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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